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CDU-Landesregierung lässt die Katze aus dem Sack:

Hinterhältige und verlogene Politik

AUS
für SKF Etzenhofen !

Lesen Sie auf  Seite 2 und 3:

Zurück bleiben
gedemütigte
Mitarbeiter

und verseuchte
Erde

Stadtmarketing umstritten:

DKP bleibt keine
Antwort schuldig
Mit einem fünfseitigen Brief hat Franz
Hertel auf Bemerkungen reagiert, die
der 2. Vorsitzende des Püttlinger Mar-
ketingvereins in einer ganzseitigen An-
zeige des „Öffentlichen Anzeigers“
vom 11. Nov. an die Adresse des DKP-
Fraktionsvorsitzenden gerichtet hat.

Unmissverständlich stellt Hertel fest,
dass es zu keiner Zeit um einen Angriff
auf den neuen Verein ging; die DKP un-
terstreicht jedoch erneut ihre Einschät-
zung der Rolle von Marketing, welches
bundesweit betrieben wird. So werde
mit viel Blauäugigkeit die Bedeutung
von Marketing dargestellt, doch die tie-
fer liegenden Ursachen der kommuna-
len Misere würden „weitgehend ausge-
blendet“. Der DKP-Sprecher setzt sich
auch mit einigen Unterstellungen aus-
einander, wobei er die Vorwürfe von
Miesmacherei oder gar Konfrontation
entschieden zurückweist:

„Die DKP hat in vielen Fragen andere
Ansichten als die übrigen Parteien, auch
was Marketing betrifft. Das hat aber
nichts mit dem Suchen nach dem ,Haar
in der Suppe’ zu tun... Wer sich so wie
die DKP engagiert, hat nichts mit Mies-
macherei im Sinn. Wir sind jedoch kei-
ne JA-Schnapper, die kritiklos alles
mitmachen. Da unterscheiden wir uns
halt von vielen anderen“.

Den vollen Wortlaut der DKP-Ant-
wort können Sie bei Franz Hertel an-
fordern (Tel. 06898-65417) oder im
Internet unter www.dkp-saarland.de
nachlesen.

Blick auf die Teilnehmer der 20. Bezirksdelegiertenkonferenz der DKP, die
am 7. November unter dem Motto: „Widerstand organisieren - Für einen
Politikwechsel!“ in der „Stückguthalle“ des Kulturbahnhofs stattfand.

Gerade mal drei Monate sind seit der
letzten Landtagswahl vergangen. Da
sieht die saarländische Welt völlig
verändert aus. Plötzlich „muss“ ein
harter Sparkurs gefahren werden;
Kultur, Schule, Polizei und Lehrer
sind besonders betroffen.

Vom Staatstheater werden derart rigo-
rose Einsparungen verlangt, dass eine
Weiterexistenz auf bisherigem Niveau
unmöglich ist, das Absinken auf Stan-
dards á la Hintertupfingen ist vorpro-
grammiert. Ein Drittel aller Grundschu-
len sollen geschlossen werden, offen-
sichtlich hat die Landesregierung aus
der Pisa-Studie gar nichts gelernt. Aber
auch bei den Angestellten des Landes
werden die Daumenschrauben ange-
setzt: längere Arbeitszeiten sowie Kür-
zungen  beim Weihnachts- und Ur-
laubsgeld, wie sie bereits für Beamte
gelten. Bei den Löhnen eine Nullrunde
für alle Beschäftigten. Auch die Blin-
den werden nicht geschont, Leistungen
für Sehbehinderte sollen um 30 Prozent
reduziert werden.

Neuerdings ist vom „Aufsteigerland“
keine Rede mehr. Dabei ist noch weni-
ge Tage vor der Wahl gelogen worden,
dass das „Saarland in den letzten fünf
Jahren zum Markenszeichen für erfolg-
reichen Strukturwandel“ geworden sei
und dieser Weg fortgesetzt werden
müsse. Von all’ den Grausamkeiten, die
jetzt auf der Tagesordnung stehen, war
allerdings keine Rede.

Viele Menschen begreifen nicht, dass
sich nach der Landtagswahl „in so kur-
zer Zeit die Haushaltslage derart ver-
ändert haben soll“ (SZ 17.11.04). Thea-
ter-Generalintendant Schildknecht
fühlt sich gar „belogen, betrogen, be-
schissen“. Und das ganz zu Recht.
Denn die Landesregierung plant schon
seit langem  rücksichtslose Einschnitte
in den kulturellen und sozialen Berei-
chen. Doch auf hinterhältige Weise wur-
de damit bis nach den Wahlen gewar-
tet. Während Mittel da sind, um neue
CDU-Staatssekretäre einzustellen und
staatliche Propaganda zu fördern, wird
das Geld an der Basis kassiert.



Aus für SKF in Etzenhofen:

Zurück bleiben gedemütigte Mitarbeiter
 und verseuchte Erde

Auf Drängen der Schweinfurter Geschäftsführung ist das ehemalige Gleitlagerwerk fast abgewickelt

Aus für das SKF-Gleitlagerwerk in
Etzenhofen! Am Jahresende ist es so-
weit. Doch schon jetzt macht sich in
den Produktionshallen gähnende Lee-
re breit. Ein Großteil der Maschinen ist
bereits abgebaut, verladen und nach
Schweinfurt gebracht worden, um an
einem neuen Standort wieder für den
Aktionärsprofit verwendet zu werden.

Nicht mehr „verwendungsfähig“ sind
die Mitarbeiter des SKF-Werkes, die
dem Unternehmen in den letzten Jahr-
zehnten prächtige Einnahmen gesichert
haben. Zuletzt, im Geschäftsjahr 2002,
waren es immerhin 7,5 Millionen Euro,
die als Gewinn von Etzenhofen an die
Konzernzentrale transferiert wurden.
Und noch immer können die Beschäf-
tigten nicht begreifen, dass ein Betrieb,
der über keinen Auftragsmangel zu kla-
gen hatte und munter schwarze Zahlen
schrieb, so einfach dicht gemacht wird.

Etzenhofen wird einer Konzernstra-
tegie geopfert, wonach auf Biegen und

Brechen die Rendite der Aktionäre ge-
sichert werden muss, auch wenn der
Konzern angesichts globaler Entwick-
lungen und Fehlentscheidungen des
Managements ziemlich ins Schlingern
geraten ist. Eine Situation, wie man sie
gegenwärtig auch bei Opel, Karstadt
und anderen Unternehmen erleben
kann, wo zig-tausende Arbeitsplätze
geopfert werden sollen, weil die Profit-
logik immer Vorrang hat.

Opfer der Konzernstrategie
Im Falle SKF soll der schwedische
Weltkonzern insgesamt durch ein
Strukturprogramm besser abgesichert
werden, wobei auf die Standorte in
Deutschland keine Rücksicht genom-
men wird. Inzwischen ist bekannt, dass
in Schweinfurt und anderen Werken
weitere Arbeitsplätze abgebaut werden.
Hinter vorgehaltener Hand wird bereits
gemunkelt, dass am Ende alle Betrie-
be am Standort Deutschland bedroht

sind. Möglicherweise sol-
len künftig nur noch Aus-
lieferungsbetriebe übrig
bleiben, während Produk-
tionsverlagerungen nach
China, Polen, Tschechien
und in die Ukraine für eine
„billigere“ Herstellung
sorgen sollen. Noch ist es
nicht soweit.

Zunächst wird also Etzen-
hofen „abgewickelt“. Was
so aussieht, dass die Be-
schäftigten schon seit Mo-
naten alle Maschinen de-
montieren müssen, an de-
nen sie über viele Jahre
hinweg ihre qualifizierte
Arbeit verrichtet haben.
Nicht wenige haben dabei
Tränen in den Augen und
werden von mulmigen Ge-
fühlen gequält, ist es doch

ein Trauerspiel, selbst erleben zu müs-
sen, wie der eigene Arbeitsplatz skru-
pellos liquidiert wird. Bis zum Jahres-
ende sollen alle Produktionsflächen ge-
räumt und gesäubert sein. Was dann

noch zu tun ist, wird durch Kollegen
aus Schweinfurt und von Fremdfirmen
erledigt.

Abriss und Entsorgung
Im Frühjahr könnte mit dem Abriss der
Gebäude und der Entsorgung des ver-
seuchten Bodens begonnen werden.
Übrig bleiben soll nur ein erst  1981er-
bauter Werksteil, den man verkaufen
will. Man schätzt, dass in zwei bis drei
Jahren das Kapitel Betriebsanlage ab-
geschlossen werden kann.

Was aber mit den über 300 Männern
und Frauen wird, die bislang im Et-
zenhofer Gleitlagerwerk ihre Existenz-
grundlage hatten, weiß niemand zu sa-
gen. Erst 65 Personen haben bis jetzt
eine neue Stelle, etwa 30 sollen ins
Schweinfurter Werk übernommen wer-
den. Rund 200 Kolleginnen u. Kolle-
gen stehen bislang vor einem Nichts.
Sie werden ab 1. Januar 2005 für ein
Jahr (bei 80 Prozent ihres bisheri-
gen Nettolohnes) in eine so genannte
Transfergesellschaft übernommen,

Den nachfolgenden Beitrag entnehmen wir der UZ, der DKP-Wochenzei-
tung, die in ihrer Ausgabe vom 5. November eine ganze Seite über Püttlingen
veröffentlichte, wobei der Aufmacher sich ausführlich mit SKF beschäftig-
te. Zwischentitel sind von der Redaktion eingefügt.



Streiflichter
des kommunalen
Geschehens

wo sie für eine andere Tätigkeit qua-
lifiziert werden. Aber eine neue Ar-
beitsstelle, um die sie sich im Laufe des
Jahres bemühen sollen, ist keineswegs
in Aussicht.

Eine Welt bricht zusammen
Die Mehrheit dieser Betroffenen hat bei
SKF gelernt, seit Jahrzehnten in Et-
zenhofen gearbeitet und sich mit „ih-
rer“ Fabrik identifiziert, für sie bricht
eine Welt zusammen. Sie fühlen sich
gedemütigt. Diese Leute sind heute
zwischen 40 und 55 Jahren  und brauch-
ten noch nie nach einer Stelle zu su-
chen. Sie haben kaum eine Chance auf
dem Arbeitsmarkt. Ihnen blüht, dass sie
am Ende bei Hartz IV landen. Und spä-
ter kann es dann passieren, dass sie kein
Arbeitslosengeld II bekommen, solan-
ge noch berufstätige Familienmitglie-
der im gleichen Haushalt leben und die
sauer verdienten Ersparnisse noch nicht
aufgebraucht sind.

Kaum noch Perspektiven
Menschen, die über Jahrzehnte rück-
sichtslos ausgebeutet wurden und nun
kaum noch eine Perspektive haben,
werden wie eine heiße Pellkartoffel fal-
len gelassen, weil unfähige Manager in
Schweinfurt ihre eigene Haut retten
wollen. Das ist es, was von SKF in
Etzenhofen übrig bleibt. Und auch die
verseuchte Erde.

So ist in der Automatendreherei  über
lange Jahre hinweg Öl in den Boden
gesickert. Metertief, wie Probebohrun-
gen ergeben haben. Selbst im Bereich
der umliegenden Neubauten wird be-
lasteter Boden vermutet. Deshalb muss
auch die Stadt darauf drängen, dass
möglichst viele Probebohrungen durch-
geführt werden, um das volle Ausmass
der durch den Betrieb  verursachten
Bodenverseuchung  zu erfassen.

Bei diesen Untersuchungen dürfte auch
das Gelände des ehemaligen Weihers
oberhalb des SKF-Werkes  nicht ver-
gessen werden. An der zum Almes-
hofen führenden Straße war der dorti-
ge Weiher bis Ende der 60er Jahre als
Löschteich vorgesehen. Dann wurde er
mit Schleifschlamm, Emulsionen, ver-
brauchten Ölen und Schleifscheiben
verfüllt. Später kam noch der Bauaus-
hub aus dem damaligen Neubaugebiet
Almeshofen hinzu, bis das Gelände voll
aufgefüllt war. Die Sache geriet in Ver-
gessenheit.

Als etwa 1998 im Zusammenhang mit
dem Bau der Matthias-Nickels-Straße
ein Regenwasserrückhaltebecken im
Bereich des früheren Weihers geplant
wurde, kamen die Schlammrückstände
zum Vorschein. Schnell wurde alles
wieder zugeschüttet. Seitdem gibt es
dort eine Grundwasserprüfstelle, die re-
gelmäßig kontrolliert wird. Was liegt
also näher, als alle möglichen Schad-
stoffstellen zu erfassen und vom Ver-
ursacher entgiften zu lassen, bevor sich
SKF völlig aus der Verantwortung
schleicht?

Schlußfolgerungen beachten
Niemand wird den Etzenhofer Kolle-
ginnen und Kollegen nachsagen kön-
nen, dass sie sich nicht gewehrt haben.
Es gab massive Proteste und vielfälti-
ge Solidarität in der ganzen Region.
Dennoch ging der Kampf verloren. War
er deshalb auch von Anfang an aus-
sichtslos?  Nein, so war es keineswegs.

Es stimmt jedoch, dass der Betriebsrat
wohl etwas zu blauäugig war und zu
lange Hoffnungen in ein Management
setzte, dass notfalls auch „über Lei-
chen“ geht. Arbeitsniederlegung hat es
praktisch nicht gegeben, weil man
Rücksicht auf die Konzernleitung neh-
men wollte. Dabei zeigen viele Erfah-
rungen, dass die Kapitalseite am ehe-
sten spurt, wenn die Räder plötzlich
still stehen und eine breite Solidarität
in möglichst vielen Betrieben und
Branchen erreicht werden kann. Dies
kann man aus dem Kampf der SKF-ler
durchaus lernen.

In einer Anzeige des Stadtmarketing-
vereins vom 11. November kritisiert
Herr Schäfer die DKP, dass es sicher
„wesentlich öffentlichkeitswirksamer“
sei, sich „vor ein Unternehmen zu stel-
len, das gerade beabsichtigt, 300 Ar-
beitsplätze abzubauen“, als den glei-
chen Aufwand bei einem Unternehmen
zu betreiben, das nur 5 Beschäftigte hat.

Franz Hertel hat dies als „unverschämt“
scharf zurückgewiesen: „Schließlich
unterstellen Sie mir und meiner Partei
populistisches Verhalten, welches nur
darauf aus ist, bei größeren Ereignis-
sen schnelle Punkte zu machen, wäh-
rend andere Dinge nicht interessieren.
Aber die DKP ist nicht aus so billigem
Holz geschnitzt!

Für Kommunisten gehört es zur Grund-
frage ihrer Politik, sich stets auf die
Seite der arbeitenden Menschen zu stel-
len und sich immer solidarisch gegen-
über denen zu verhalten, die in Fabri-
ken und Büros, mit Aktionen und De-
monstrationen für ihre berechtigten In-
teressen eintreten!

Da ist es natürlich kein Wunder, wenn
wir die über 300 Beschäftigten von
SKF bei der Verteidigung ihrer Arbeits-
plätze vorbehaltlos unterstützen. Auch
als „nur“ 30 Arbeitsplätze vom Kon-
kurs bedroht waren, wie z.B. im Früh-
jahr 1992 bei der Firma Tigro, war es
allein die DKP, die sich uneigennützig
für die Sache der kämpfenden Arbei-
ter engagierte.

Man kann über die DKP sagen was man will, eins ist klar:

Eintreten für Arbeitsplätze ist eine Grundsatzfrage

6 Nein-Stimmen der DKP gab es bei
der Verabschiedung des 1. Nachtrags-
haushaltes im Stadtrat.  CDU und SPD
votierten für den Nachtrag, der ein
Defizit von 19,8 Mio € festschreibt.
Nach wie vor, so die DKP, widerspie-
gele der Etat das Unvermögen, die de-
fizitäre Entwicklung der städtischen Fi-
nanzen zu bremsen und den Weg einer
schrittweisen Gesundung zu beschrei-
ten. Kritisch wurde vermerkt, dass die
Gewerbesteuereinnahmen rückläufig
sind und sich auch der kommunale An-
teil an der Einkommenssteuer verrin-
gert hat. Allein dieser Posten bedeutet
176.000 € weniger in der Stadtkasse.

*
Abgelehnt hat die DKP-Fraktion, wie
bereits angekündigt, die Erhöhung der
Kindergartenbeiträge zum 1.1.2005.
Auch SPD und FDP stimmten dagegen.
Nur die CDU setzte sich über alle Ein-
wände hinweg, sah sich angeblich  „an
Gesetze gebunden“ und wälzte unge-
rührt eine weitere Belastung auf die Fa-
milien mit Kindern ab.
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Einstimmig nahm die 20. Bezirks-
delegiertenkonferenz im Kultur-
bahnhof eine Entschließung an, die
sich mit dem Besorgnis erregenden
Anwachsen neofaschistischer Kräf-
te beschäftigt. Darin erklärt die DKP
ihre „Unterstützung für alle Initia-
tiven, die einem weiteren Erstarken
von Rechtskräften und Neonazis ent-
gegentreten“.

Stadtrat lehnt antifaschistische Ausstellung in Püttlingen ab:

Neonazis haben bei den bürgerlichen
Parteien unverdiente Schonzeit
Die DKP hatte beantragt, die Aus-
stellung „Saarländerinnen gegen die
Nazis - verfolgt, vertrieben, ermor-
det“ nach Püttlingen zu holen. Diese
vom Adolf-Bender-Zentrum in St.
Wendel in Zusammenarbeit mit der
VVN-Bund der Antifaschisten erar-
beitete Bildschau berichtet über 26
saarländische Frauen, die dem Fa-
schismus Widerstand geleistet ha-
ben. Unter ihnen auch die in unse-
rer Stadt bekannte und verehrte Ka-
tharina Katzenmaier.

Leider hatten CDU, SPD und FDP ihre
Scheuklappen angelegt und folgten
blindlinks dem Bürgermeister, der die
von der DKP verwendete Wortwahl als
„eine Provokation“ für die Neonazis
bezeichnete. Speicher betonte, er wol-
le dieses Thema lieber „im Stillen be-
handeln“, weil er „Ruhe in der Stadt“
haben möchte. Mit solchen Anträgen
(wie dem der DKP!) gieße man „Öl ins
Feuer“, deshalb müsse man behutsam
und vorsichtig agieren.

Dass sich CDU-Chef Hubertus dieser
Linie anschließen werde, hat kaum
überrascht.  Auch die Bemerkung von
FDP-Frau Bremm, der DKP-Antrag sei
„zu propagandistisch“ aufgemacht, ent-
spricht den Erfahrungen mit dieser Par-
tei. Was aber völlig überraschte, war
das Verhalten der SPD-Fraktion, die im
Chor mit den anderen die Wortwahl der
DKP kritisierte und einen „sensiblen“

Umgang mit diesem Thema anmahnte.
In diesem Falle bedeutete das, nichts
zu tun. Obwohl Frau Klein noch im
Ausschuss gesagt hatte, sie habe „mit
Entsetzen festgestellt, wie diese Kräf-
te (die Neonazis! d.Verf.) zugenommen
haben“, war die SPD im Stadtrat nicht
bereit, die beantragte Ausstellung in
Püttlingen zu unterstützen.

Es ist schon arg bedenklich, wenn die
Tatsachen quasi auf den Kopf gestellt
und die warnenden Hinweise der DKP
als provokatorisch und ruhestörend ab-
getan werden. Und das in einer Situa-
tion, wo die braunen Kräfte immer of-
fensiver auftreten:

Neonazis nutzten die November-Ge-
denktage für provozierende Auftritte.
So liefen in Leverkusen 60 Neofaschi-
sten durch die Straßen und riefen die
antijüdische Parole: „Die schönsten
Nächte sind aus Kristall“. Laufend  gibt
es neue Beispiele von Ausländerfeind-
lichkeit der Neonazis, die bei öffentli-
chen Demonstrationen ihre Hetzpropa-
ganda verbreiten und für „national be-
freite Zonen“ agieren.

Die bisher geübte Schweigetaktik ge-
genüber diesen Kräften hat nicht ver-
hindert, dass NPD-Leute jetzt in Völ-
klingen und Saarbrücken „parlaments-
reif“ sind. Auch in Brandenburg hatte
man die DVU weitgehend ignoriert, mit
dem Ergebnis, dass jetzt 6 dieser Ty-
pen statt bisher 5 im Landtag vertreten

sind. In Sachsen ist
die NPD nun mit 12
Personen im Landtag
und konnte bei der
Wahl des Minister-
präsidenten für den
von ihr nominierten
Kandidaten sogar 2
Stimmen von den an-
deren Parteien erhal-

Dieses Buch liegt der
oben erwähnten Aus-
stellung zugrunde
und ist im „Blatt-
laus-Verlag“ Saar-
brücken erschienen.
Preis: 12,80 €uro. Es
kann auch über uns
bestellt werden.

ten (!!). Was muss denn noch passie-
ren, bevor begriffen wird, dass mit vor-
nehmer Zurückhaltung der rechte Spuk
nicht aufzuhalten ist?

Selbst die SZ schrieb am 2.11.04 über
die „braune Suppe , die sich da zusam-
menbraut“ und warnte vor dem „An-
strich braver Biedermänner“, die sich
„mit ihren Parolen als Brandstifter“ ent-
larven.  Ob braune Suppe oder „brau-
ner Sumpf“, wie die DKP es formuliert
hat, wichtig ist nur, dass endlich etwas
geschieht, um die Menschen gegenüber
diesen gefährlichen Kräften zu immu-
nisieren.

Antifaschistische Aufklärungsarbeit
kann nicht im stillen Kämmerlein be-
trieben werden. Dazu bedarf es öffent-
licher Veranstaltungen und Aktionen.
Nur schade, dass dies eine Mehrheit im
Püttlinger Stadtrat immer noch nicht
wahrhaben will.


